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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Nachdem der Nationalrat der Forderung nach einer Präventivhaft für terroristische
Gefährder im Sommer 2020 anlässlich der Behandlung des Bundesgesetzes über
polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekämpfung (PMT) eine Absage erteilt hatte,
doppelte Mauro Tuena (svp, ZH), der das Anliegen im Nationalrat als
Kommissionssprecher vergebens vertreten hatte, im September 2020 mit der
Einreichung einer parlamentarischen Initiative nach. Er forderte das Parlament auf, die
gesetzlichen Grundlagen für eine gesicherte Unterbringung von staatsgefährdenden
Personen zu schaffen. Die wenige Wochen vorher verübte Messerattacke von Morges
(VD), deren Täter zum Zeitpunkt des Anschlags schon länger im Ermittlungsfokus der
Bundesanwaltschaft gestanden hatte und mit diversen Auflagen wie einer nächtlichen
Ausgangssperre, einer Meldepflicht und einem Waffentragverbot belegt worden war,
hätte durch die vorgesehenen PMT nicht verhindert werden können; die gesicherte
Unterbringung könne jedoch den nötigen Schutz für die Bevölkerung bieten,
argumentierte der Initiant. Die SiK-NR gab der Initiative im Oktober 2021 mit 15 zu 10
Stimmen Folge. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.10.2021
KARIN FRICK

In der ständerätlichen Rechtskommission fand das Anliegen von Mauro Tuena (svp, ZH),
eine gesicherte Unterbringung von staatsgefährdenden Personen einzuführen, im März
2022 keinen Zuspruch. Die RK-SR beurteilte das Anliegen anders als zuvor die
sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates und beschloss einstimmig, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Sie blieb damit der Linie treu, die sie
schon bei der Beratung des Bundesgesetzes über polizeiliche Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung (PMT) vertreten hatte. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.03.2022
KARIN FRICK

Mit 13 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung beantragte die SiK-NR im Oktober 2022
ihrem Rat, der parlamentarischen Initiative Tuena (svp, ZH) für eine gesicherte
Unterbringung von staatsgefährdenden Personen Folge zu geben. Sie hielt damit an
ihrem Entscheid aus dem Vorjahr fest. Zur Begründung führte die bürgerliche
Kommissionsmehrheit an, dass mit einer Präventivhaft etwa der terroristische Angriff
von Morges (VD) – gemäss «Blick» das «erste dschihadistische Attentat in der Schweiz»
– hätte verhindert werden können. Die Kantone hätten die Möglichkeit zur Präventivhaft
bereits beim PMT-Gesetz gefordert, das hier jetzt eine Lücke habe. Die Minderheit
beantragte die Ablehnung der Initiative und argumentierte, ihrer Meinung nach
verstiesse eine solche Zwangsmassnahme gegen die EMRK. Die Mehrheit anerkannte
diese Bedenken, war aber der Meinung, dass die Möglichkeit einer
menschenrechtskonformen Ausgestaltung mindestens geprüft werden müsse. Im
Ratsplenum erinnerte Minderheitsvertreter François Pointet (glp, VD) daran, dass die
Präventivhaft bewusst aus der PMT-Abstimmungsvorlage gestrichen worden sei; die
Annahme dieser parlamentarischen Initiative wäre jetzt «ein zweifelhafter Trick, um das
Volk dazu zu bringen, [diesen] Punkt zu schlucken». In der Wintersession 2022 sprach
sich der Nationalrat mit 105 zu 84 Stimmen bei 4 Enthaltungen gegen die Initiative aus.
Zusammen mit dem geschlossen stimmenden Block aus SP, Grünen und GLP lehnten
auch der Grossteil der FDP-Fraktion und einzelne Mitglieder der Mitte-Fraktion das
Anliegen ab. Damit ist das Geschäft erledigt. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2022
KARIN FRICK

1) Medienmitteilung SiK-NR vom 12.10.21; Pa.Iv. 20.465
2) Medienmitteilung RK-SR vom 29.3.22
3) AB NR, 2022, prov.; Bericht SiK-NR vom 11.10.22; Blick, CdT, Lib, 12.10.22
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